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Die Voraussetzungen, unter denen nach vorsteheyaden 
AusfUhrungen eine Haftung des Besitzers dem Elgent^mér gegenUber 
nach den allgemeinen GrundsStzen des § 823 BGB.^mtrltt, sind 
nach den Feststellungen des Berufungsgerichts^^ëgeben. Der 
Beklagte war nicht Eigenbesitzer des ihm wam 'KlHger übergebenen 
Geldes, vermittelte vielmehr diesen Besi^êz dern Klager in den 
Grenzen des ihm erteilten Auftrags. Ez?^blieb in diesen Grenzen 
Fremdbesitzer, auch wenn der ihm e£;tée'llte Auftrag rechtsungUltig 
war (vgl. RGZ. Bd. 98 S. 131). Ejf^lcannte diese Grenzen seines 
Rechtes zum Besitz und verletz^Té' deshalb zum mindesten fahrlSssig 
das Eigentum des Klagers, wpifm er Uber diese Grenzen hinaus 
darUber verfUgte. 

Da schon dies-e- Erw&gungen dazu fUhren, den Klaganspruch 
auf Rttckerstattung^dés anvertrauten Geldes gerechtfertigt er-
scheinen zu lasse-n, bedarf es kelner NachprUfung, ob auch die 
Merkmale e ine r^traf bar en^Hand lung im Sinne der §§ 246, 266, 74 
StGB., § 823^fbs. 2 BGB. gegen den Beklagten rechtlich und 
prozessual/einwandfrei festgestellt worden sind, und ebensowenig 
einer ErPrterung darUber, ob der Klaganspruch noch aus weiteren 
RechtsgHlnden, insbesondere aus dem rechtlichen Gesichtspunkte 
der janechten GeschcLf tsfUhrung im Sinne des $ 6B7 Abs* 2 BGB., 
b^bün'det erscheint (vgl. "hierzu RGZ. Bd. 96 S. 282). 

89. 1ST UNTER "ZEIT DER ZAHLUNG" IN § 244 ABS. 2 BGB. DIE ZEIT 
~ZÜ VERSTËHEN, ZU DER TATSflCHLICH GEZAHLT WÎRD ? 

Vereinigte Zivilsenate. Beschl. v. 24. Januar 1921 i.S.Ca. & Co. 
(KI.) w. Cr. (Bekl.). II 13/20. 

I. Landgericht Hamburg. - II. Oberlandesgericht daselbst. 

Zur Auslegung des § 244 Abs, 2 BGB. hatten der i. Zivil-
senat in dem Urteile RGZ. Bd. 96 S. 121 und sodann der VI. Zivil-
senat in dem Urteile Bd. 96 S. 262 sich dahin ausgesprochen, dass 
unter "Zeit der Zahlung" die Zeit der FSlligkeit zu verstehen sei, 
Der II. Zivilsenat wollte im Anschluss an das Urteil des III. Zi-
vilsenats Bd. 98 S. l60 die Worte "zur Zeit der Zahlung" im Sinne 
des Zeitpunktes der tatsSchlichen Zahlung auslegen und rief die 
Vereinigten Zivilsenate an. Diese haben die obige Rechtsfrage 
bejaht aus folge'nden 

GrUnden : 

.... Nach § 244 Abs. 1 BGB. kann, wenn eine in auslSn-
discher WShrung ausgedrUckte Geldschuld im Inlande zu zahlen ist, 
die Zahlung in Reichsw&hrung erfolgen, es sei denn, dass Zahlung 
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in auslândischer WShrung ausdrUcklich bedungen ist. Im Regel-
falie, der hier allein in Frage kommt, geht die Verpflichtung 
des Schuldners lediglich auf Zahlung des auslândischen WShrungs-
betrags ; der Schuldner kann sich aber, wenn er will, durch 
Zahlung in deutscher ReichswShrung befreien. Es handelt sich 
um eine Geldschuld im Sinne der reinen Wertschuld, mit der 
Massgabe, dass der Schuldner nach seinem Belieben in fremder 
aber in deutscher W&hrung leisten darf. Der F :.ll der sog. 
Abfindungsbefugnis (facultas alternativa) liegt streng genommen 
nicht vor, weil der Schuldner, mag er das eine oder das andere 
wShlen, sich stets durch Zahlung von Geld befreit, jene Befug-
nis also nur innerhalb des Begriffs der Zahlung eine Verschie-
denheit der Leistung begründet. In diesem Rahmen 1st aber das 
Verh&ltnis zwischen den beiden Zahlungen das gleiche wie bei 
der facultas alternativa. Der Begriff der Wahlschuld im eigent-
lichen Sinne (§ 262 BGB.) ist hier nicht verwertbar, weil die 
Leistung in ReichswEhrung überhaupt nicht, auch nicht alternativ 
geschuldet ist, Ebensowenig kann von einer Hingabe an ErfUllungs-
statt die Rede sein ; denn die Leistung in Relchsw&hrung•ersetzt 
nicht die ErfUllung, ist nicht ErfUllungsfurrogat, sie ist viel­
mehr eine M'óglichkeit der ErfUllung selbst, die das Gesetz dem 
Schuldner neben der Zahlung in auslSndischer WShrung offen 
lâsst. 

Die Vorschrift des § 244 Abs. 1 beruht auf dem Gedanken 
der Gleichwertigkeit des Markbetrags, durch dessen Leistung der 
Schuldner sich soil befreien k'önnen, mit der an sich allein 
geschuldeten ausl&ndischen WShrungssumme. Denn selbstverst&nd-
lich darf der GlSubiger durch die Zahlung in ReichswShrung keine 
Einbusse erleiden ; er muss durch sie denselben Vermögenswert 
erhalten, den er bei Zahlung in ausl&ndischer WShrung erhalten 
haben würde. Das 1st der Fall, wenn der ihm zugegangene VJert 
in Markw&hrung hinreicht, um bei sofortigem Zugreifen den 
auslSndischen W^hrungsbetrag nach Massgabe der herschenden 
Kurse anzuschaffen. Auf eben diesen Betrag in ReichswShrung, 
die in § 244 Abs. 1 für dessen Regelfall als gesetzliches 
Zahlungsmittel anerkannt 1st, hat der GlSubiger Anspruch ; 
dieser Betrag ISsst sich aber nur finden durch Umrechnung auf 
den Zeitpunkt, wo der Schuldner von saner Befugnis, in Reichs-
w&hrung zu zahlen,. wirklich Gebrauch macht. Es wHre übrigens -
wie Planck-Siber, BGB. in Anm, 2 zu § 244 bemerkt - auch kaum 
verstSndlich, wie die Zeit des Eintritts der Fâlligkeit zu der von 
der Gegenmeinung ihr beigelegten massgebenden Bedeutung kommen 
sollte, wenn weder der GlHubiger sein Recht zu fordern, noch 
der Schuldner sein Recht zu leisten ausgeUbt hat, 

Nach der aus § 244 Abs. 1 zu entnehmenden Absicht des 
Gesetzgebers soil der GlSubiger gerade in dem durch die Umrech­
nung ermittelten Markbetrage ein zur sofortigen Beschaffung der 
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fremderx Valuta hinreichendes Equivalent in Reichsw&hrung in die 
Hand bekommen. Davon, dass er zur Erlangung dieses' Wertes unter 
UmstSnden noch einen anderen Weg einzuschlagen, den mit der 
Zahlung sSumigen Schuldner etwa auf Ersatz von Verzugsschaden in 
Anspruch zu nehmen habe, ergibt sich aus dem Gesetze nichts. Die 
Befriedigung des GISubigers durch Zahlung in deutscher WShrung 
ist im § 244 ganz unabhSngig von etwaigem Schuldnerverzuge 
behandelt. Die Vorschrift regelt lediglich den Ersatz der geschul-
deten Hauptleistung durch eine andere équivalente Leistung ; mit 
der Frage des Verzugs und dessen Folgen hat sie nichts zu tun. 
Die Gegenmeinung muss aber, wenn die deutsche Valuta zwischen 
FSlligkeit und tatsSchlicher Zahlung gefallen ist, den dem 
Glcîubiger erwachsenen Zögerungsschaden heranziehen, damit er 
erhalte, was ihm gettîhrt, Dieser Zögerungsschaden werde - so 
wird ausgefUhrt zunâchst in dem Kursunterschiede zwischen 
FMlligkeits= und Zahlungstag bestehen ; bekomme der GlSubiger 
ihn ersetzt, so habe er, zusammen mit dem Umrechnungsergebnis 
nach dem F&lligkeitskurse, den Markbetrag, der zur Anschaffung 
der ausl&ndischen WShrungssumme hinreiche. Dies mag richtig sein,, 
wenn der Verzug des Schuldners mit der FSlligkèit beginnt es 
trifft aber nicht zu, wenn - was auch ohne Verschulden des 
GlSubigers denkbar ist - der Schuldner Überhaupt nicht oder erst 
einige Zeit nach F&lligkeit in Verzug geriet. In diesen beiden 
FSllen bekommt der GlSubiger bei Umrechnung nach dem Fctlligkeits-
kurse dann, wenn der deutsche Kurs seit FSlligkelt stetig gesun-
ken war, weniger, als er am Zahlungstage zur Anschaffung der 
auslSndischen W&hrungssumme braucht .... 

Die auf den Kurs des FSlligkeitstages abstellende Meinung 
ISsst sich, wie bei Staub=Koenige, HGB., 10. Aufl., § 361 Anm. 6, 
zugegeben wird, nicht ausnahmslos durchführen. Insbesondere ver-
sagt sie gegenUber der im § 271 Abs. 2BSB. in Form einer Auslegungs-
regel anerkannten Befugnis des Schuldners, seine Leistung schon 
voi» FSlligkelt zu bewirken. FUr den Fall der Vorauszahlung, inso-
weit der Gl&ubiger sie sich gefallen lassen müsse, geht auch 
Staub=Koenige a.a.O. davon aus, dass die Umrechnung nach der 
Zeit der tats&chlichen Zahlung zu erfolgen habe. Die Ansicht, dass 
der GlSubiger das Angebot vorzeitiger Zahlung schon dann zurück-
weisen dürfe, wenn er zum FSlligkeitstage ein Sinken der inlSn-
dischen Valuta und damit die Erzielung eines h'dheren Markbetrages 
als des vom Schuldner ihm angebotenen "erwarte", ist jedoch nicht 
haltbar. Das mehr oder weniger bestimmte, vielfach trügerische 
Rechnen des GISubigers auf ein Sinken der ReichswShrung kann im 
Hinblick darauf, dass das angebotene deutsche Geld zur alsbal-
digen Erwerbung der ausl&ndischen Valuta hinreicht, einen Grund 
zur Ablehnung der schuldnerischen Leistung nicht abgeben. 
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Denn ein Interesse des GISubigers am Fortbèstehen seiner 
Forderung bis zur Verfallzeit lHsst sich damit, dass er von einer 
absteigenden Tendenz des Markkurses Uberzeugt zu sein behauptet, 
nicht dartun. Endlich ist auch die TStigkeit, die der in Reichs-
wShrung vorzeitig befriedigte Gl&ubiger in Richtung auf die 
etwa beabsichtigte Erlangung des ausl&ndischen WShrungsbetrags 
zu entfallen hat, nicht geeignet, die ZurUckweisung des Angebots 
des Schuldners zu rechtfertigen, um so weniger, als diese TKtig-
keit sich von dem, was dem Giaubiger bei Zahlung zur Verfallzeit 
unter sonst gleichen VerhSltnissen zu tun obliegt, in nichts 
unterscheidet. 

Aus alledem erhellt, dass es fUr die Ermittelung des 
Markbetrags, mit dem eine in auslHndischer WShrung ausgedrückte 
Geldschuld gezeigt werden soil, auf den Zeitpunkt der wirklichen 
Zahlung, nicht auf den der FKlligkeit, ankommen muss, gleich-
gültig, ob die Zahlung vor oder nach Fctlligkeit geschieht. Zu 
diesem Ergebnis mUsste man auch dann gelangen, wenn Abs. 1 des 
§ 244 alleinstSnde, die den Vollzug der Umrechnung regelnde 
technische Vorschrift des Abs. 2 also gar nicht vorhanden wSre. 
Denn schon der dem § 244 Abs, 1 innewohnende Gedanke der Gleich-
wertigkeit des zu leistenden Markbetrags und der in auslctndischer 
WHhrung ausgedrückten Schuld weist mit Notwendigkeit auf.die hier 
vertretene Auslegung hin. 

Dass § 244 Abs„ 2 dispositives Recht enthâlt, Uber den der 
Umrechnung zugrunde zu legenden Zeitpunkt also in erster Linie der 
Parteiwille entscheidet, ist allgemein anerkannt. Und eine weitere, 
stoffliche Begrenzung des Anwendungsgebiets des § 244, insbeson-
dere des Abs. 2, ergibt sich aus der Sondervorschrift des Art. 37 
WO., wonach dann, wenn ein Wechsel auf eine am Zahlungsorte nicht 
im Umlauf befindliche MUnzsorte lautet, die Wechselsumme nach 
ihrem Werte zur Verfallzeit in der Landesmünze gezahlt werden 
kann, falls nicht der Aussteller die Zahlung in der im Wechsel 
benannten MUnzsorte ausdrticklich bestimmt hat. 

Die Auffassung der Worte "zur Zeit der Zahlung" im Sinne 
des Zeitpunkts der tatsâchlichen Zahlung wird durch folgende auf 
der sprachlichen Auslegung des § 244 beruhende Erwârungen versterkt. 
Abs, 1 spricht von der Möglichkeit der Zahlung in ReichswShrung, 
insoweit also unzweifelhaft von dem Akte der Zahlungsleistung. Den 
Zeitpunkt der FSlligkeit erwéhnt § 244 Abs. 1 dagegen überhaupt 
nicht ; auch der Eingang, in dem nur allgemein von der Verpflich-
tung, eine in ausléndischer WShrung ausgedrückte Geldschuld im 
Inlande zu zahlen, die Rede ist, lËsst den Gesichtspunkt der 
Verfallzeit völlig unberührt, Unter diesen Umsténden ist nichts 
natürlicher, als dass die Wendung "zur Zeit der Zahlung" (Abs. 2) 
zu der in Abs. 1 erw&hnten "Zahlung" in Beziehung gesetzt und in 
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dem ohnehin nSchstliegenden Sinne des Zeitpunkts der tatsSch-
lichen Zahlung verstanden wird. Die Gegenmeinung stützt die 
Berechtigung ihrer Auslegung wesentlich auf das Nebeneinander-
stehen der Begriffe "Zeit der Zahlung" und "Zahlungsort" in 
Abs. 2. Sie erwSgt, "Zahlungsort" bedeute in Abs. 2, wie allge­
mein anerkannt sei, nicht den Ort der tatsSchlichen Zahlung,° 
sondern den sog. ErfUllungsort ; daraus folge, dass auch "Zeit 
der Zahlung die Zeit sein mUsse, zu der zu zahlen sei, d. h. die 
Verfallzeit. Allein gerade darin, dass "Zahlungsort" in § 244 
Abs. 2 im Sinne von "ErfUllungsort" verstanden werden mUsse, kann 
der Gegenansicht nicht gefolgt werden. Der Ausdruck "Zahlungsort11 
muss, wenn § 244 Abs, 2 nicht eine LUcke aufweisen soil, in wei-
terem Sinne verstanden werden und insbesondere auch den Fall 
umfassen, wo der Schuldner an einem vom gesetzlichen oder vertrag-
lichen ErfUllungsort verschiedenen Orte leistet, nach der besonde-
ren Sachlage aber ein Widerspruch des Gléubigers ges-en di e Tëi Rt-.nnp-
sun anderen Orte mit Treu und Glauben nicht vereinbar w3re, der 
GlËubiger sich vielmehr so behandeln lassen muss, als habe er der 
Abweichung zugestimmt, In anderen Vorschriften des BGB,, wie in 
den §§1119 Abs, 2 und 1177 Abs. 1, bedeutet "Zahlungsort" aller-
dings den ErfUllungsort, und in denselben Bestimmungen, ausserdem 
aber auch in den §§ II70 Abs, 1, 299> 789* ist mit Zahlungstag", 
Leistungszeit ^ohne Frage der Zeitpunkt der FSlligkeit bezeich-

net. In alien diesen Vorschriften ergibt sich jedoch der Sinn der 
AusdrUcke Zahlungsort, Zahlungszeit' usw, zweifelfrei aus dem 
Zusammenhang. Es ist klar, dass da, wo das Gesetz von "Snderung" 
der Zahlungszeit oder des Zahlungsorts, von der "nach dem Kalender 
bestimmten^ Leistungszeit, von "Bestimmungen in Ansehung der 
Zahlungszeit und des Zahlungsorts", von "bestimmter Leistungszeit" 
oder vom Eintritt der Leistungszeit" spricht, damit nur der durch 
Gesetz oder Vertrag bestimmte Zeitpunkt und Ort der Leistung, also 
die Failigkeit und der ErfUllungsort gemeint sein können, Ander-
seits versteht § 245 BGB,, wenn er von einer "zur Zeit der Zahlung" 
nicht mehr im Umlaufe befindlichen MUnzsorte spricht, hierunter 
ohne Frage den Zeitpunkt der tatsSchlichen Zahlung. In § 244 
Abs. 2^sind die Wendungen "zur Zeit der Zahlung" und "Zahlungsort" 
losgelöst von jeder Beziehung zum gesetzlichen oder vertragsm&ssi-
gen Zeitpunkt und Ort der Leistung, Nichts zwingt oder berechtigt 
auch^nur zu der Annahme, dass die AusdrUcke hier im Sinne von 
FSlligkeit und ErfUllungsort zu verstehen seien. 

Aber auch aus der - schon in der Entscheidung.des III. Sé­
nats Bd. 98 S. 160 wiedergegebenen - Entstehungsgeschichte des 
§ 244 ergibt sich keine StUtze fUr diese Auslegung. Nach § 215 des 
I. Entwurfs sollte die Zahlung einer im Inlande zahlbaren, in 
auslSndischer WShrung ausgedrUckten Geldschuld unterschiedlos in 
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ReichswShrung zu bewirken und bei der Umrechnung der Kurswert 
"zur Zeit und am Orte der Zahlung" entscheidend sein„ Die Motive 
sprechen sich Uber die Bedeutung dieser Worte nicht aus. Sie be­
tonen nur den dispositiven Charakter der Vorschrift und bemerken, 
durch diesen Modus fUr die Umrechnung (nach dem Kurswert zur Zeit 
und am Orte der Zahlung) werde bestimmt, wie viel der GlHubiger 
in der WShrung, in der die Zahlung zu erfolgen habe, nach dem 
Inhalte des SchuldverhSltnisses zu fordern berechtigt sei„ In der 
2. Lesung wurde § 215 dahin abgeândert, dass der Schuldner einer 
in fremder WShrung bestimmten, im Inlande zahlbaren Geldschuld 
befugt sein solle, in ReichswShrung zu zahlen, sofern nicht 
Zahlung in fremder WShrung bedungen sei, die Umrechnung sollte 
nach dem gleichfalls geSnderten Abs, 2 auf Grund des zur Zeit 
der Zahlung fUr den Zahlungsort massgebenden Kurswerts erfolgen. 
Die nunmehrige Fassung des Abs. 2 - sagen die Protokolle 2. Lesung -
trage dem Umstande Rechnung, dass für viele Orte ein besonderer . 
Kurs nicht bestehe, sondern der Kurs desjenigen grösseren Handels-
platzes entscheidend sei, "zu dessen Bezirk der Ort, gehöre. Uber den 
Umrechnungsmodus (Abs, 2) Sussern sich die Protokolle im einzelnen 
nicht. Die in der 2. Lesung festgelegte Passung des ursprUnglichen 
§ 215 (Reichstagsvorlage § 238) ist Gesetz geworden^ Der jetzige 
§ 244 Abs. 2 weicht von dem Vorbilde des Art. 336 ADHGB. und des 
Art. 37 der frUheren ADWO. (jetzigen WO.) ab ; denn diese beiden 
Vorschriften, von denen die letztere fUr das Gebiet des Wechsel-
rechts noch heute gilt, legten fUr die Umrechnung einer Schuld-
summe, die in einer am Zahlungsorte nicht im Umlauf befindlichen 
MUnzsorte ausgedrUckt war, den Wert zur Verfallzeit zugrunde. 
Daran, dass die Abweichung eine bewusste war (wie auch Nussbaum 
in IW. 1920 S. 14 und RGZ0 Bd. 98 S» l60 annehmen), kann bei der 
GrUndlichkeit der Vorarbeiten zurn BGB, lcein Zweifel sein, Zutref-
fend zieht Ubrigens RGZ. Bd. 98 S„ l60 fUr die Absichtlichkeit 
der Abweichung noch die BegrUndung zu § 3 Abschnitt I Titel 3 II b 
des Tdlentwurfs des Obligationenrechts, des sog0 Redaktorenent-
wurfs, heran. Dieser § 3 bestimmte in Abs* 2, dass, falls die 
geschuldete Summe in anderer Münze als der am ErfUllungsorte 
geitenden Landeswâhrung ausgedrUckt sei, der Wert der Schuld sich 
nach dem Kurswerte dieser MUnze am ErfUllungsorte "zur Zeit der 
Leistung" bestimme. Die BegrUndung bemerkt hierzu : Der Wert der 
Schuld sei nach dem Kurse zur Zeit der Zahlung zu berechnen, der 
Schuldner habe daher so viel zu leisten, als das bestimmte 
Quantum der in der Schuld bezeichneten Art von MUnzen zur Zeit 
der Zahlung nach ihrem Kurse wert sei ; der Kurs zur Verfallzeit 
(wobei auf Art. 37 ADWO. und auf Art, 336 ADHGB, verwiesen wird) 
kSnne nicht entscheidend sein, weil, wie V/indscheid mit Recht 
betone, durch die Verfallzeit nicht bestimmt werden solle, wieviel 
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der Giaubiger zu erhalten, sondera wann er die- Leistung zu 
beantspruchen habe ; nur wo die Verfallzeit rait dem Verzug 
zusammentreffe, ko mme sie nach den allgemeinen GrundsStzen 
Uber die Wirkung des Verzugs in Betracht. Die Motive zu § 215 
des I. Entwurfs lassen nicht erkennen, dass die Worte "Zeit 
der Zahlung" in einem anderen als dem natUrlichen Sinne (Zeit 
der tatsSchlichenZahlung) zu verstehen sein sollen. Die ange-
fUhrte BegrUndung des Teilentwurf=Redaktors KUbel ist von den 
Motiven allerdings nicht Ubernommen, anderseits aber auch nicht 
abgelehnt worden. Unter diesen Urnstanden fehlt es an jeder 
Berechtigung fUr die Annahme, dass sich die Motive bezUglich 
der Bedeutung der Morte "zur Zeit der Zahlung", die schon in der 
BegrUndung zum Teilentwurf im Sinne der Zeit der tatsâchlichen 
Leistung gebraucht und dann auch in den I. Entwurf Ubergegangen 
sind, auf einen vom Teilentwurf abweichenden Standpunkt hatten 
stellen wollen. Es lag doch - un dem konnten sich schon die 
Verfasser des I, Entwurfs und der Motive nicht verschliessen -
zum mindesten ausserordentlich nahe, dass die im Gegensatze zum 
ADHGB.^und zur ADWO, gewâhlte Passung "zur Zeit der Zahlung" im 
natUrlichen Sinne der tatsSchlichen Zahlungsleistung verstanden 
wurde. Wollte der Gesetzgeber wirklich die Verfallzeit massgebend 
sein lassen, so musste er das durch eine unmissverstandliche 
Bezeichnung ebenso zweifelfrei zum Ausdruck bringen, wie es einige 
ausserdeutsche Gesetzgebungen (jedenfalls das holiandische HGB. 
von I838 im Titel Uber Wechsel, Art. 156 ; das belgische Wechsel-
gesetz von I872, Art. 33 > das schweizerische Obligationenrecht 
von 1881 im Titel Uber Wechsel, Art, 756 ; das italienische HGB. von 
loo3^ Art. 39) hinsichtlich der Verfallzeit schon vorher getan 
hatten. Anderseits hatte von Gesetzgebungen, die dem BGB. zeit-
lich vorangingen, das in Danemark, Schweden und Norwegen geltende 
Nordische Wechselgesetz von 1880 - Art. 35 - die Zeit°der tat­
sSchlichen Zahlung fUr massgebend erklSrt ; denn nach diesem Art. 
35 kommt es fUr die Umrechnung auf den Wechselkurs an, zu dem an 
dem Orte,^wo die Zahlung erfolgt, in der frernden WShrung ausge-
stellte ùichtwechsel zu der Zeit, wo die Einlösung geschieht, 
gekauft werden. Das Bestehen einer derartigen.Vorschrift in drei 
europdischen Staaten, die mit dem Deutschen Reiche regen Handels-
verkehr unterhielten, musste fUr den deutschen Gesetzgeber ein 
Grund mehr sein, nicht von der "Zeit der Zahlung" zu sprechen, 
wenn er die Verfallzeit im Auge hatte. 

Das bisher Ausgef'Uhrte rechtfertigt die Auslegung der 
Worte zur Zeit der Zahlung" im Sinne des Zeitpunkts der tatsach-
lichen Zahlung, Andere als die beiden erörterten Auffassungen 
sind in der reichsgerichtlichen Rechtsprechung nicht hervorge-
treten. Neuerdings hat nach einem Vortragsbericht der Hans. 
Rechtszeitschrift 1920 S, 733 Prof, Reichel sich zu einer dritten 
Ansicht bekannt. Danach soil im Falie des § 244 Abs. 2 die 



89. Zu § 244 Abs. 2 BGB 319 

FSlligkeit oder der Tag der tatsSchlichen Zahlung massgebend sein, 
je nachdem der eine oder andere Tag den höheren Kursstand der 
auslSndischen Valuta zeige. Denn der Schuldner dUrfe, wenn er 
umrechne, es nicht zum Schaden des GlSubigers tun. Es handle sich 
hier nicht urn den Ersatz, sondern urn die Verhütung eines 
Schadens ; darum gelte das Gesagte nicht bloss fUr den Fall des 
Schuldnerverzugs. Liege Verzug vor, so komme als Verzugsschaden 
unter UmstSnden (die hier des nSheren nicht interessieren) auch 
die Valutadifferenz in Betracht. Die Ansicht Reichels ist abzu-
lehnen, weil die Fassung des § 244 Abs. 2 die Heranziehung des 
FSlligkeits= oder des Zahlungstags, je nach dem Stande des Auslands-
kurses, ausschliesst. Vielmehr ist grundsStzlich die "Zeit der 
Zahlung" massgebend. Dass diese seine Auffassung nicht auf eine 
positive Gesetzesbestimmung gestützt werden kann, erkennt nach 
jenem Berichte Reichel selber an. Im Ubrigen kann sich fragen, 
ob Reichel, selbst wenn seine Ansicht.mit der Fassung des Gesetzes 
vereinbar wSre, nicht zu einseitig die Interessen des (ilSubigers 
betont und ob mit RUcksicht hierauf seine Berufüng auf Treu und 
Glauben im Verkehr begrUndet erscheint. 

Es ist hiernach als Wille des Gesetzes anzunehmen, dass 
die Umrechnung (§244 Abs. 2) nach dem zur Zeit der tatsSchlichen 
Zahlung fUr den Zahlungsort massgebenden Kurswerte zu erfolgen 
hat. Nun haben sich allerdings aus dem unglilcklichen Verlaufe des 
Weltkriegs mit seiner schwSchenden Wirkung auf den Markkurs und 
aus der langen Unterbrechung des Nachrichtenverkehrs zwischen dem 
Deutschen Reich und dem Uberseeischen Auslande TatbestSnde ergeben, 
die der Anwendung dieses Grundsatzes zu widerstreben scheinen. 
Nicht selten liegt die Sache so, dass der zur Zahlung im Inlande 
verpflichtete Schuldner seine noch vor dem Krieg oder in dessen 
erster Zeit entstandene Verpflichtung gerade wegen der durch den 
Krieg geschaffenen AusnahmeverhSltnisse vor dessen Ende nicht oder 
nicht restlos erfüllen konnte und nunmehr infolge des gewaltigen 
Sturzes der deutschen Valuta einen weit grösseren Markbetrag, als 
er sonst erforderlich gewesen, zu seiner Befreiung aufwenden 
müsste. Die Hinderung an früherer Tilgung der Verbindlichkeit 
wird vielfach ihren Grund darin gehabt haben, dass die genaue 
Abrechnung Uber das SchuldverhSltnis wegen der Uber das Deutsche 
Reich verhSngten Blockade den Weg ins Inland vor Kriegsende 
nicht gefunden hat. Irgendwelcher Anhalt dafUr, dass in solchen 
FSllen den Gesetzesworten "zur Zeit der Zahlung" eine andere 
als die oben erörterte Bedeutung beigemessen werden rnUsste oder 
dürfte, ist nicht ersichtlich. Auch die ErwSgung, dass der 
Gesetzgeber an die Möglichkeit eines derartigen Umschwungs der 
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wirtschaftlichen Verhaitnisse, wie er fUr das Deutsche Reich 
infolge des ungUnstigen Ausgangs des Krieges eingetreten 1st, 
gar nicht gedacht habe, könnte zu solcher Annahme nicht fUhren. 
Dies um so weniger, als auch hier bei Umrechnung nach dem 
Kurse des Tages der wirklichen Zahlung der Giaubiger nur eben 
das bekonimt, was er zur alsbaldigen Beschaffung der geschuldeten 
auslctndischen wahrungssumme braucht. Hatte der Weltkrieg mit 
dem Siege des Deutschen Reiches und seiner VerbUndeten geenclet 
und ware im Zusammenhange damit die deutsche Valuta gestiegen, 
statt zu fallen, so würde die Anwendung des § 244 Abs. 2 in 
der hier vertretenen Auslegung wohl nirgends - im Inlande -
einem Bedenken begegnen. Jedenfalls müssen aber Gestaltungen, 
wie die erwShnten, dein Tatrichter Anlass bieten zu besonders 
sorgfaitiger PrUfung der Frage, ob nicht im einzelnen Falle 
nach dem Willen der Parteien ein anderer Zeitpunkt als der der 
tatsachlichen Zahlung der Umrechnung zugrunde zu legen ist. 

Eine abschliessende Erörterung darüber, wie dann, wenn 
der Schuldner von seiner Befugnis zur Zahlung in Reichswahrung 
Gebrauch macht, der verfügende Teil des Urteils zu lauten und 
wie ira einzelnen nach den Vorschriften der ZPO. im 8. Bûche, 2. 
und 3. Abschnitt (§§ 803 bis 898), die Zwangsvollstreckung vor 
sich zu gehen habe, liegt ausserhalb der Aufgabe dieses 
Beschlusses. Die Frage der Zwangsvollstreckung ist im Hinblick 
namentlich darauf, dass die Verpflichtung des Schuldners nach 
wie vor nur den von Anfang an allein geschuldeten ausiandischen 
wahrungsbetrag umfasst, nicht ganz zweifelfrei. Das ware indessen 
auch dann nicht anders, wenn "zur Zeit der Zahlung" die Verfall­
zeit bedeutete. Diese Zweifel beruhen, wie Nussbaum a.a. 0. 
S. 16 zutreffend bemerkt, darauf, dass man bei Schaffung der 
ZPO. noch keine Veranlassung hatte, der Zwangsvollstreckung von 
Valutaforderungen besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden. Es wird 
Ubrigens, ohne dass man dem Gesetze Zwang antut, möglich sein, 
auf Grund der gedachten Vorschriften der ZPO. zu einem 
brauchbaren Ergebnisse zu gelangen. 

90. WANN KANN DER'LIEFERER DER WARE DEM K&UFER GEGENÜBER, 
DEM SIE DURCH EINEN DRITTEN VERKAUFT WURDE, RECHTE IN 
ANSPRUCH NEHMEN ? 
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